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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Entscheidung des Rates zum Einsatz von Maßnahmen 
der Gemeinschaft zur Tilgung der Brucellose, der Tuberkulose und Leukose 
der Rinder 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Eine der Aufgaben der Gemeinschaft auf dem Ge- 
biet des Veterinärwesens besteht darin, den Ge- 
sundheitszustand des Viehbestandes zu verbessern, 
wobei auch eine bessere Rentabilität in der Tier- 
zucht erzielt wird, und gleichzeitig den Menschen 
vor bestimmten übertragbaren Krankheiten zu 
schützen. 

Im übrigen muß eine derartige Maßnahme im Rah- 
men des Warenverkehrs dazu beitragen, Handels- 
hemmnisse, die im Handel mit Fleisch und lebenden 
Tieren unter den Mitgliedstaaten aufgrund unter- 
schiedlicher Tierseuchenlage bestehen, zu beseitigen. 

Die von der Gemeinschaft zu diesem. Zweck unter- 
nommenen Schritte müssen sich zunächst auf be- 
stimmte Rinderseuchen erstrecken, für die die Mög- 
lichkeit besteht, sofortige Maßnahmen zu ergreifen; 
dies trifft auf Brucellose, Tuberkulose und Leukose 
zu. 

Das Eingreifen der Gemeinschaft auf diesem Ge- 
biet für diese Seuchen darf nicht als Ersatz für die 
von den Mitgliedstaaten bereits getroffenen Maß- 
nahmen angesehen werden, sondern um deren Wirk- 
samkeit noch zu verstärken. 

Alle vorgesehenen Maßnahmen beinhalten ein 
gemeinschaftliches Interesse und haben zum Ziel, 
den Wortlaut von Artikel 39 Abs. 1 Buchstabe a des 
Vertrages zu erfüllen; diese Maßnahmen stellen 
weiterhin eine Gemeinschaftsaktion im Sinne von 
Artikel 6 der Verordnung des Rates Nr. 729/70/EWG 


I vom 21. April 1970 betreffend die Finanzierung der 
I gemeinsamen Agrarpolitik dar 

j Da die Gemeinschaft zur Finanzierung dieser Ge- 
meinschaftsaktion beiträgt, muß sie in der Lage sein, 

' sich zu vergewissern, daß die von den Mitgliedstaa- 
1 ten zu ihrer Anwendung getroffenen Vorschriften 
' zur Erreichung des Ziels beitragen; zu diesem Zweck 
ist es angebracht, ein Verfahren zu einer engen 
’ Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten und 
: der Kommission auf der Ebene des durch den Be- 
schluß des Rates vom 15. Oktober 1968 -) eingesetz- 
ten Ständigen Veterinärsausschusses einzuführen — 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Zur Verbesserung des Gesundheitszustandes des 
Rinderbestandes der Gemeinschaft wird durch die 
vorliegende Entscheidung eine Gemeinschaftsaktion 
zur Beschleunigung der Tilgung von Brucellose, 
Tuberkulose und Leukose ins Leben gerufen. Unter 
Beschleunigung ist jeder wesentliche Zeitgewinn bei 
I der Durchführung bestehender Tilgungsprogramme 
zu verstehen. 


KAPITEL I 

Technische Einzelvorschriften für Brucellose, 
Tuberkulose und Leukose 

Artikel 2 

1. Zur Durchführung dieser Entscheidung arbeiten 
die Mitgliedstaaten, deren Viehbestand mit Rin' 
derbrucellose befallen ist, ein Programm aus, das 
die beschleunigte Tilgung dieser Seuche auf 
ihrem Hoheitsgebiet unter Einhaltung der in 
Absatz 2, 3 und 4 genannten Bedingungen ge- 
währleistet. 


Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 255 
vom 28. Oktober 1968, S. 23 


Druck: Thenee Druck KG, 53 Bonn, Tel.: (02221) 23 19 67 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1. 
Postfach 821, Goethestr. 56, Tel. (02221) 36 35 51 



Drucksache 7/5843 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


2. a) Das Programm zur beschleunigten Tilgung der 

Brucellose muß so ausgerichtet sein, daß nach 
Abschluß des Programms die Herden als „amt- 
lich anerkannt brucellosefrei" oder als „bru- 
cellosefrei" gemäß den hierfür geltenden Ge- 
meinschaftsvorschriften und insbesondere den 
Vorschriften der Richtlinie des Rates Nr. 64/ 
432/EWG gelten. 

b) Das Programm zahlt die zur beschleunigten 
Tilgung der Rinderbrucellose getroffenen 
Maßnahmen auf und macht genaue Angaben 
über die Bekämpfungs- und Vorbeugemaß- 
nahmen gegen die Brucellose, und zwar: 

— Maßnahmen zur Überwachung des Tier- 
verkehrs ; 

— Maßnahmen zur Identifizierung aller Tiere 
und besonderen Kennzeichnung solcher 
Tiere, die infiziert sind und geschlachtet 
werden müssen; 

— Impfmaßnahmen; 

— Maßnahmen zur Schaffung und Abschir- 
mung brucellosefreier Gebiete; 

— Maßnahmen zur obligatorischen Schlach- 
tung einzelner befallener Tiere oder des 
ganzen Bestandes, falls dieser zu einem 
bestimmten Prozentsatz aus befallenen 
Tieren besteht. 

3. Die Mitgliedstaaten berichten der Kommission 
über: 

a) — den Prozentsatz und die Gesamtzahl der 

Herden, die Kontrolluntersuchungen un- 
terworfen wurden; 

— den Prozentsatz und die Gesamtzahl der 
Herden, die als nicht frei von Rinderbru- 
celiose bezeichnet werden; 

b) — die Gesamtzahl der Tiere, die einer Kon- 

trolluntersuchung unterworfen wurden; 

— die Gesamtzahl der Tiere, die als infiziert 
bezeichnet werden; 

— die Gesamtzahl befallener und anstek- 
kungsverdäditiger Tiere, die geschlachtet 
wurden; 

3) Richtlinie des Rates vom 26. Juni 1964 zur Regelung 
viehseudienrechtlicher Fragen beim iimergemeinsdiaft- 
lidien Handelsverkehr mit Rindern und Schweinen 
(64/432/EWG) - Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. 121 vom 29. Juli 1964, S. 1977 zuletzt 
geändert durch die Richtlinie des Rates vom 24. Juni 
1975 (75/379/EWG) - Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 172 vom 3. Juli 1975, S. 17 


c) den vorgesehenen Zeitraum für das ursprüng- 
liche Programm wie auch das Programm zur 
beschleunigten Tilgung; 

d) die angewandte Methode zur Kontrolle über 
den tatsächlichen Verlauf des Programms zur 
beschleunigten Tilgung,- 

e) die Höhe der Zuwendungen aus dem Staats- 
haushalt zur Tilgung der Rinderbrucellose 
und Aufgliederung dieses Betrages. 

Die Angaben nach Buchstabe a, b, e werden für 
die drei Jahre vor der Durchführung der Maß- 
nahmen des Programms zur beschleunigten Til- 
gung und danach jährlich vorgelegt. 

4. Das Programm muß sicherstellen, daß die Tiere, 
die als mit Brucellose infiziert gelten, unverzüg- 
lich, spätestens aber binnen 30 Tagen nach dem 
Zeitpunkt der Diagnose, geschlachtet werden. 

5. Die Mitgliedstaaten, deren Viehbestand brucel- 
losefrei ist, teilen der Kommission sämtliche zur 
Verhinderung eines erneuten Auftretens dieser 
Seuche getroffenen Maßnahmen mit. 


Artikel 3 

1. Zur Durchführung dieser Entscheidung arbeiten 
die Mitgliedstaaten, deren Viehbestand von Rin- 
dertuberkulose befallen ist, gemäß den Bedin- 
gungen nach Absatz 2, 3 und 4 ein Programm aus, 
das die beschleunigte Tilgung dieser Seuche auf 
ihrem Hoheitsgebiet gewährleistet. 

2. a) Das Programm zur beschleunigten Tilgung der 

Tuberkulose soll sicherstellen, daß die Herden 
den Gesundheitszustand „amtlich anerkannt 
tuberkulosefrei" gemäß den diesbezüglich an- 
zuwendenden Gemeinschaftsvorschriften, ins- 
besondere gemäß den Vorschriften der Richt- 
linie des Rates Nr. 432/64/EWG, erreichen; 

b) Das Programm zählt die zur beschleunigten 
Tilgung der Rindertuberkulose getroffenen 
Maßnahmen auf und macht genaue Angaben 
über die Maßnahmen zur Bekämpfung und 
Vorbeugung von Tuberkulose, und zwar: 

— Maßnahmen zur Überwachung des Tier- 
verkehrs ; 

— Maßnahmen zur besonderen Kennzeich- 
nung infizierter Tiere, die geschlachtet 
werden müssen; 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 25. Oktober 1976 ~ 14 ~ 680 70 ~ E - Ag 84176: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 11. Oktober 1976 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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— Maßnahmen zur Schaffung und Abschir- 
mung tuberkulosefreier Gebiete; 

— Maßnahmen zur obligatorischen Schlach- 
tung befallener Tiere. 

3. Die Mitgliedstaaten berichten der Kommission 
über: 

a) — den Prozentsatz und die Gesamtzahl der 

Herden, die Kontrollmaßnahmen unter- 
worfen wurden; 

— den Prozentsatz und die Gesamtzahl der 
Herden, die als von Rindertuberkulose be- 
fallen erachtet werden; 

b) — die Gesamtzahl der Tiere, die Kontroll- 

maßnahmen unterworfen wurden; 

— die Gesamtzahl der Tiere, die als infiziert 
bezeichnet werden; 

— die Gesamtzahl der befallenen und an- 
steckungsverdächtigen Tiere, die ge- 
schlachtet wurden; 

c) die vorgesehene Dauer des ursprünglichen 
Programms wie auch des Programms zur be- 
schleunigten Tilgung; 

d) die angewandte Methode zur Kontrolle über 
den tatsächlichen Verlauf des Programms zur 
beschleunigten Tilgung; 

e) die Höhe der Zuwendungen aus dem Staats- 
haushalt zur Tilgung der Rindtuberkulose 
und Aufgliederung dieses Betrages. 

Die Angaben nach Buchtsabe a, b, e werden für 
die drei Jahre vor der Durchführung der Maßnah- 
men des Programms zur beschleunigten Tilgung 
und danach jährlich vorgelegt. 

4. Das Programm muß sicherstellen, daß die Tiere, 
die als mit Tuberkulose infiziert gelten, binnen 
30 Tagen nach dem Zeitpunkt der Diagnose ge- 
schlachtet werden. 

5. Die Mitgliedstaaten, deren Viehbestand tuber- 
kulosefrei ist, teilen der Kommission sämtliche 
zur Verhinderung eines erneuten Auftretens die- 
ser Seuche getroffenen Maßnahmen mit. 


Artikel 4 

1. Die Mitgiiedstaaten stellen nach Verfahren, die 
sie der Kommission spätestens drei Monate nach 
Inkrafttreten der im nachfolgenden Absatz ge- 
nannten Entscheidung mitteilen, fest, ob die en- 
zootische Leukose unter den Rindern auf ihrem 
Hoheitsgebiet auftritt oder nicht. 

Die zur Feststellung des Vorhandenseins oder 
Nichtvorhandenseins der Seuche bei Einzeltieren, 
Herden und in Gebieten angewandten Tests, Ver- 
fahren und Beurteilungsmaßstäbe werden nach 
dem Verfahren des Artikel 11 innerhalb dreier 
Monate nach Inkrafttreten dieser Entscheidung 
festgelegt. 

2. Mitgliedstaaten, die bereits das Auftreten der 
enzootischen Rinderleukose auf ihrem Hoheits- 


gebiet festgestellt haben, arbeiten einen Plan zur 
Tilgung dieser Seuche aus. Dieser Plan muß 
beinhalten: 

— die Kontrollmaßnahmen, die getroffen wur- 
den, um eine Tilgung der Seuche zu gewähr- 
leisten; 

— daß anerkannt von der Seuche befallene und 
ansteckungsverdächtige Tiere unverzüglich 
geschlachtet werden. 

Zur Anerkennung einer Herde als „leukosefrei'' 
findet der durch die Entscheidung der Kommis- 
sion Nr. 73/30/EWG in geänderter Fassung 
angegebene Test oder jeder andere nach dem 
Verfahren des Artikels 11 anerkannte Test oder 
Methode Anwendung. 


KAPITEL II 

Gemeinsame Bestimmungen 
und Bestimmungen zur Finanzierung 

Artikel 5 

Sämtliche in dieser Entscheidung vorgesehenen 

Maßnahmen stellen eine gemeinsame Aktion im 

Sinne von Artikel 6 Abs. 1 der Verordnung Nr. 729/ 

70/EWG dar. 

Artikel 6 

1. Die Frist für die Durchführung der gemeinsamen 
Aktion beträgt drei Jahre. 

2. Der vorgesehene Beitrag zu Lasten des EAGFL 
wird für diese drei Jahre auf 130 Millionen Rech- 
nungseinheiten veranschlagt. 

Artikel 7 

1. Die Ausgaben der Mitgliedstaaten für die nach 
Artikel 2, 3 und Artikel 4 Abs. 2 getroffenen Maß- 
nahmen sind durch die Abteilung Ausrichtung 
des EAGFL innerhalb der in Artikel 6 angegebe- 
nen Grenzen erstattungsfähig. 

2. Die Abteilung Ausrichtung des EAGFL erstattet 
den Mitgliedstaaten 60 RE je Kuh und je 30 RE 
für die übrigen Rinder außer Kühen, die im Rah- 
men von Maßnahmen nach Kapitel I geschlachtet 
worden sind. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zur Anwendung 
dieses Artikels werden nach dem in Artikel 13 
der Verordnung Nr. 729/70/EWG festgelegten 
Verfahren erlassen. 


4) Entscheidung der Kommission vom 23. Januar 1973 
(73/30/EWG), mit der die Bundesrepublik Deutschland 
ermächtigt wird, beim Verbringen von Zucht- und 
Nutzrindern in ihr Hoheitsgebiet zur Bekämpfung der 
Leukose besondere gesundheitspolizeiliche Garantien 
anzuwenden - Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L 77 vom 26. März 1973, S. 40 zuletzt 
geändert durch die Entscheidung vom 20. Dezember 
1974 (75/64/EWG) - Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 21 vom 28. Januar 1975, S. 20 
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4. Die von den Mitgliedstaaten getroffenen Maß- 
nahmen können nur dann am finanziellen Beitrag 
der Gemeinschaft teilhaben, wenn die diesbezüg- 
lichen Vorschriften durch Beschluß nach Artikel 9 
befürwortet wurden. 

Artikel 8 

1. Anträge auf Erstattung beziehen sich auf Schlach- 
tungen, die von den Mitgliedstaaten in dem be- 
treffenden Kalenderjahr vorgenommen wurden 
und werden der Kommission vor dem 1. Juli des 
folgenden Jahres vorgelegt. 

2. Die Gewährung einer Beihilfe aus dem Fonds 
wird gemäß Artikel 7 Abs. 1 der Verordnung Nr. 
729/70/EWG beschlossen. 

3. Die Durchführungsbestimmungen zur Anwendung 
dieses Artikels werden nach dem in Artikel 13 
der Verordnung Nr. 729/70/EWG festgelegten 
Verfahren erlassen. 

Artikel 9 

1. Die Mitgliedstaaten legen der Kommission die 
in den Artikeln 2 und 3 vorgesehenen Program- 
me vor deren Durchführung, spätestens aber drei 
Monate nach Inkrafttreten dieser Entscheidung, 
danach jährlich vor. Hinsichtlich der in Artikel 4 
Abs. 2 vorgesehenen Programme werden diese 
der Kommission von den Mitgiiedstaaten vor 
ihrem Inkrafttreten und danach jährlich mitqe- 
teilt. 

2. Die Kommission prüft die gemäß Absatz 1 vor- 
gelegten Programme, um festzustellen, ob sie im 
Einklang mit der vorliegenden Entscheidung ste- 
hen und mit ihrer Zielsetzung übereinstimmen 
und somit die Bedingungen für die Finanzbeihilfe 
durch die Gemeinschaft erfüllen. Innerhalb zweier 
Monate nach Erhalt der Programme legt die Kom- 
mission dem Ständigen Veterinärausschuß den 
Entwurf für eine Entscheidung vor. Der Ausschuß 
nimmt innerhalb der vom Vorsitzenden gemäß 
dem Verfahren nach Artikel 11 festgesetzten Frist 

' Stellung. 

Der Ausschuß für den Fonds wird zur finanziellen 
Seite befragt. 

Artikel 10 

Die Kommission prüft die Anwendung der gemäß 

dieser Verordnung eingeführten Kontrollmaßnahmen 


aus tierärztlichem Gesichtspunkt regelmäßig an Ort 
und Stelle. 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um diese Inspektionen zu erleichtern und 
insbesondere zu gewährleisten, daß den Sachver- 
ständigen alle für die Beurteilung der Durchführung 
der Programme erforderlichen Informationen, ein- 
schließlich Unterlagen und Bücher auf Anfrage über- 
lassen werden. 

A r t i k el 11 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsit- 
zende unverzüglich den durch Beschluß des Rates 
vom 15. Oktober 1968 eingesetzten Ständigen 
Veterinärausschuß - im folgenden „Ausschuß" 
genannt - von sich aus oder auf Antrag eines 
Mitgliedstaates. 

2. In dem Ausschuß werden die Stimmen der Mit- 
gliedstaaten nach Artikel 148 Abs. 2 des Vertra- 
ges gewogen. Der Vorsitzende nimmt an der 
Abstimmung nicht teil. 

3. Der Vertreter der Kommission unterbreitet dem 
Ausschuß einen Entwurf der zu treffenden Maß- 
nahmen. Der Ausschuß nimmt zu diesem Entwurf 
innerhalb einer Frist Stellung, die der Vorsitzen- 
de nach der Dringlichkeit der betreffenden Frage 
bestimmen kann. Die Stellungnahme kommt mit 
einer Mehrheit von einundvierzig Stimmen zu- 
stande. 

4. Die Kommission trifft die Maßnahmen und setzt 
sie sofort in Kraft, wenn sie der Stellungnahme 
des Ausschusses entsprechen. Entsprechen die 
in Aussicht genommenen Maßnahmen nicht der 
Stellungnahme des Ausschusses oder ist keine 
Stellungnahme ergangen, so schlägt die Kommis- 
sion dem Rat unverzüglich die zu treffenden 
Maßnahmen vor. 

Der Rat beschließt mit qualifizierter Mehrheit. 

Hat der Rat nach Ablauf einer Frist von drei Mo- 
naten, nachdem ihm der Vorschlag übermittelt 
worden ist, keinen Beschluß gefaßt, so werden die 
vorgeschlagenen Maßnahmen von der Kommis- 
sion getroffen und sofort in Kraft gesetzt. 

Artikel 12 

Diese Entscheidung ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 
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Finanzbogen 


Datum: 


1. Haushaltsposten: 8370 


2. Bezeichnung des Vorhabens: Vorschlag einer Entscheidung für eine gemeinsame Maßnahme zur 
Tilgung bestimmter Tierseuchen 


3. Juristische Grundlage: Artikel 6 der Verordnung des Rates Nr. 729/70/EWG vom 21. April 1970 


4. Ziele des Vorhabens: Beschleunigung der Tilgungsprogramme der Mitgliedstaaten für bestimmte 
Tierseuchen durch Gewährung einer Beihilfe zu den Tilgungsprogrammen über einen Zeitraum von 
3 Jahren 


5. Finanzielle Auswirkungen 

5.0. Ausgaben 

— zu Lasten des EG-Haus- 
haltes 

(Erstattungen/Interven- 

tionen) 

— zu Lasten nationaler 
Verwaltungen 

— zu Lasten anderer 
nationaler Sektoren 

5.1. Einnahmen 

— eigene Mittel der EG 
(Abschöpfungen/Zölle) 

— im nationalen Bereich 

je Wirtschaftsjahr 

laufendes 

Haushaltsjahr (1976) 

kommendes 
Haushaltsjahr (1977) 

i 

1 

1 



5.0.1. Vorausschau Ausgaben 

5.1.1. Vorausschau Einnahmen 

Jahr 1978 

39 Mio RE 

Jahr 1979 

45,5 Mio RE 

Jahr 1980 

45,5 Mio RE 

5.2. Berechnungsmethode: Die Berechnung der Kosten ist unter „Anmerkungen" angegeben. 

6.0. Finanzierung im laufenden Haushalt ist möglich durch im betreffenden Kapitel vorhandene Mittel 

6.1. Finanzierung ist möglich durch Übertragung von Kapitel zu Kapitel im laufenden Haushalt 

6.2. Notwendigkeit eines Nachtragshaushalts 


6.3. Erforderliche Mittel sind in die zukünftigen Haushalte einzusetzen 


Anmerkungen: 

1. Die Zahlung an die Mitgliedstaaten erfolgt aufgrund der Schlachtzahlen im Vorjahr. 

2. Die voraussichtliche Zahl der innerhalb des 3-Jahres-Programms zu schlachtenden Tiere ist wie folgt 
berechnet: 
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Brucellose 

Kühe 1 180 000 zu 60 RE je Tier 

andere Rinder 620 000 zu 30 RE je Tier 

Insgesamt: 1 800 000 Tiere 

Tuberkulose 
Kühe 

andere Rinder 
Insgesamt: 

Leukose 

Kühe 300 000 zu 60 RE je Tier 


350 000 zu 60 RE je Tier 
50 000 zu 30 RE je Tier 
400 000 Tiere 


70,8 Mio RE 
18,6 Mio RE 
89,4 Mio RE 


21 Mio RE 
1,5 Mio RE 
22,5 Mio RE 


18 Mio RE 


Gesamtzahl: 


2 500 000 Tiere 


130 Mio RE 


3. Die Schlachtungen werden sich innerhalb der 3 Jahre voraussichtlich wie folgt aufteilen: 

Zahl der geschlachteten Tiere Kosten für den EAGFL 

1977 750 000 39 Mio RE 

1978 875 000 45,5 Mio RE 

1979 875 000 45,5 Mio RE 

1980 

4. Die Durchführung dieser Maßnahme würde unter Berücksichtigung der zur Zeit durchgeführten nationa- 
len Programme und entsprechend der bereits ausgearbeiteten Studie der Herren Peter R. Ellis, Andrew 
D. James und Frau Alexandra P. M. Shaw folgende Verringerung der Milchproduktion nach sich ziehen: 
230 000 t im ersten Jahr 

300 000 t im zweiten Jahr ^ 

280 000 t im dritten Jahr 
90 000 t im vierten Jahr 

Jede Verringerung der Milchproduktion zieht eine Begrenzung des Butterberges und der Lagerbestände 
an Magermilchpulver nach sich und hat so den gleichen Effekt wie ein Abbau der Lagerbestände unter 
Anwendung besonderer Maßnahmen. Das heißt, die Durchführung besonderer Maßnahmen für Butter und 
Magermilchpulverbestände, die 1 Tonne Milch entsprechen, können gemessen an den derzeitigen Kosten 
zum Abbau dieser unrentablen Mengen auf 137 RE beziffert werden. 

Die zu erwartenden Einsparungen für den EAGFL Abteilung Garantie wären demnach: 

31,5 Mio RE im ersten Jahr 
41,1 Mio RE in zweiten Jahr 
38,4 Mio RE im dritten Jahr 
12,3 Mio RE im vierten Jahr 


1) 1 Tonne Milch ergibt durchsdinittlidi 44,9 kg Butter und 85,9 kg Milchpulver. 
Kosten pro Tonne Milch: 44,9 X 1,6 RE/kg + 85,9 X 0,76 RE/kg = 137 RE. 
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Begründung 

Bei den nachstehend aufgeführten Vorschlägen han- 
delt es sich im wesentlichen um zugesagte Lösungs- 
vorschläge für die im Bericht der Kommission an 
den Rat behandelten Probleme über die Dänemark, 
Irland und dem Vereinigten Königreich zugestan- 
denen Abweichungen im Veterinärbereich. Sie stim- 
men ebenfalls mit dem Kommissionsvorschlägen über 
Prämien für die Nichtvermarktung von Milch- und 
Milcherzeugnissen und die Umstellung der Milch- 
viehherden auf Fleischerzeugung überein, durch 
gezielte Abschaffung von Rindern, so daß hierdurch 
ein allgemeiner Nutzeffekt auf den Gesundheitszu- 
stand des Viehbestandes der Gemeinschaft entsteht. 
Die Vorschläge sehen eine finanzielle Unterstützung 
seitens der Gemeinschaft zur Bekämpfung und Til- 
gung bestimmter Tierseuchen im Viehbestand vor. 
Durch den für die Bekämpfung der Brucellose und 
der Tuberkulose vorgelegten Plan soll die Durchfüh- 
rung der einzelstaatlichen Programme beschleunigt 
werden, woraus der menschlichen und der tierisdien 
Gesundheit erheblicher Nutzen erwächst, Fortsciiritte 
in der Beseitigung der Abweichungen, die immer 
noch den innergemeinschaftlichen Handel beeinträch- 
tigen, erzielt und Seuchenrisiken, die einer Ratio- 
nalisierung der Herdenstruktur entgegenstehen, ver- 
mindert werden. Auf diesem Wege wird ein v/esent- 
licher Beitrag zur Verbesserung landwirtschaftlicher 
Produktionsbedingungen geleistet. 

In der Unterlage wird vorgeschlagen, daß die Ge- 
meinschaft für die Abschlachtung von Tieren, die auf 
Tuberkulose- und Brucellosetests positiv reagiert 
haben (und somit eine bei Brucellose und Leukose 
besonders gefährliche Ansteckungsquelle darstellen), 
eine Finanzbeihilfe gewährt. Diese Beihilfe soll 
60 RE für eine geschlachtete Kuh und 30 RE für 
alle anderen geschlachteten Rinder betragen und drei 
Jahre lang gewährt werden. 

Nach Mitteilung der Mitgliedstaaten müssen noch 
immer schätzungsweise 1,8 Millionen Tiere wegen 
Brucella-Infektionen und 400 000 wegen Tuberkulo- 
se-Infektionen abgeschlachtet werden. Nach dem hier 
vorgescJilagenen Plan müßten alle diese Tiere, meist 
Kühe, in den nächsten drei Jahren geschlachtet wer- 
den. 

Für Brucellose und Tuberkulose sind ferner Bestim- 


mungen vorgesehen, durch die die Beteiligung der 
1 Gemeinschaft auf Fälle beschränkt werden soll, wo 
tatsächlich eine Beschleunigung der einzelstaatlichen 
Programme erfolgt. In den Vorschlägen sind ferner 
Gemeinschaftsinspektionen vorgesehen, um die von 
' den Mitgliedstaaten eingeführten Kontrollmaßnah- 
men aus tierärztlicher Sicht zu überprüfen. 

Für die enzootische Rinderleukose sehen die Vor- 
' Schläge ein vereinheitlichtes Gemeinschaftsverfah- 
ren zur Tilgung dieser Seuche vor. Die Erfahrung hat 
gezeigt, daß sich ohne systematische Kontrolle diese 
Krankheit weiterentwickeln und stark verbreiten 
und schließlich zu erheblichen wirtschaftlichen Ver- 
lusten führen kann. 

Die von verschiedenen Mitgliedstaaten durchgeführ- 
ten Kontrollverfahren haben bereits außertarifliche 
Handelshemmnisse mit sich gebracht, die in Zukunft 
noch ernstere Ausmaße annehmen werden. 

Die Kommission hat deshalb vorgeschlagen, für die 
Tilgung dieser Seuche in Gebieten, in denen sie 
herrscht, eine Gemeinschaftsbeihilfe zu gewähren 
und für den Nachweis der Seuchenfreiheit in anderen 
Gebieten gemeinschaftlidie Bestimmungen einzu- 
führen. 

Zwar ist eine genaue Veranschlagung der Anzahl 
der von Leukose befallenen Tiere schwierig, es wird 
jedoch damit gerechnet, daß bei Gewährung eines 
1 Beihilfesatzes wie für Brucellose und Tuberkulose, 

! die Kosten für die Beteiligung der Gemeinsdiaft 
I 18 Millionen Rechnungseinheiten in drei Jahren 
i nicht überschreiten. 

I Eine Kosten-Nutzen- Analyse wurde im Auftrag der 
I Kommission in den Mitgliedstaaten, in denen immer 
noch Brucellose herrscht, mit dem Ziel angefertigt, 
! die Folgen festzustellen, die eine Beschleunigung der 
: nationalen Brucellosebekämpfungsverfahren mit sich 
^ bringen. Das Ergebnis zeigt klar den wirtschaftlichen 
I Vorteil beim Übergang zu intensiveren Bekämp- 
: fungsverfahren zur Tilgung der Seuche zu einem 
^ früheren Zeitpunkt. Die gesamten Kosten und Ver- 
I luste können bei einem jetzigen Bekämpfungsver- 

■ fahren innerhalb von 10 Jahren bei intensiviertem 
: Tilgungsprogramm um 16 v. H. verringert werden, 
j wobei die Kosten um 73 Millionen RE von 445 Mil- 

■ honen RE auf 372 Millionen RE zurückgehen. 
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